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Abkürzungsverzeichnis

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
GPK-NR Geschäftsprüfungskommission des Nationalrates
GPK-SR Geschäftsprüfungskommission des Ständerates
EU Europäische Union
IV Invalidenversicherung
EVD Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
NFA Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung

AVS Assurance-vieillesse et survivants
CDG-CN Commission de gestion du Conseil national
CDG-CE Commission de gestion du Conseil des Etats
UE Union européenne
AI Assurance-invalidité
DFE Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
PME petites et moyennes entreprises
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
RPT Réforme de la péréquation et de la répartition des tâches
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Suivant l’avis du Conseil fédéral, le Conseil national a adopté un postulat Walker (pdc,
SG). Ce dernier invitait le gouvernement à présenter un programme de mise en œuvre
institutionnelle de la contribution de cohésion en précisant comment celle-ci serait
financée, et quels en seraient les effets financiers et structurels sur les crédits-cadre
actuels de l’aide aux pays de l’Est et de la coopération au développement. Le postulat
demandait en outre de spécifier comment la mise en œuvre interne se ferait, comment
les responsabilités seraient réparties, et comment la coordination avec l’UE et d’autres
pays ou organisations donateurs serait garantie, de manière à assurer un mise en œuvre
effective. Le Conseil fédéral a eu l’occasion de préciser, en fin d’année, sa position par
rapport à la contribution suisse à l’effort de cohésion de l’UE. Dans sa réponse à une
interpellation du groupe des Verts au Conseil national, le gouvernement a précisé que
les départements rapporteurs seraient le DFAE et le DFE. Ces derniers élaboreront ainsi
conjointement les lignes directrices des contributions suisses. Il a ajouté que ceux-ci
choisiront librement les projets auxquels un soutien financier sera apporté. À la fin de
l’année sous revue, de nettes divergences persistaient entre la Suisse et l’UE. Cette
dernière voulait une contribution non seulement pour les dix nouveaux membres, mais
également pour le Portugal, l’Espagne et la Grèce. De plus, Bruxelles souhaitait la
conclusion d’un accord avec l’UE, alors que Berne entendait traiter individuellement
avec chacun des nouveaux Etats membres. 1

POSTULAT
DATUM: 17.12.2004
ELIE BURGOS

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Im Juni des Berichtsjahres veröffentlichte der Bundesrat einen Bericht über die „Politik
des Bundes zugunsten der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU)“. Der Bericht war
vom NR mit der Überweisung eines Postulats Walker (cvp, SG) angefordert worden.
Neben einer Bestandsaufnahme über die Rolle der KMU in der Schweiz analysiert der
Bericht die politischen Rahmenbedingungen für die KMU und vergleicht sie mit den
Verhältnissen in anderen Staaten. 2

BERICHT
DATUM: 08.06.2007
HANS HIRTER

Gesellschaftsrecht

Nicht zuletzt der Zusammenbruch der Swissair schärfte das Bewusstsein für die
gesamtwirtschaftliche Bedeutung von privatwirtschaftlichen Führungs- und
Managementsentscheiden. Motionen im Nationalrat von Leutenegger (sp, BL), Studer
(evp, AG; 01.3634) und einer aus SP-Abgeordneten gebildeten Minderheit der GPK-NR
für mehr Schutz für Minderheitsaktionäre und mehr Transparenz über Managerlöhne
und Verwaltungsratshonorare wurden bekämpft und ihre Behandlung verschoben.
Ungeteilte Zustimmung fand im Nationalrat die Forderung einer Motion Walker (cvp,
SG), der Bundesrat solle in einem Bericht darlegen, ob bei Aktiengesellschaften nach
schweizerischem Recht eine stärkere Trennung zwischen operativer und strategischer
Führung sowie Vorschriften über die Unabhängigkeit von Verwaltungsratsmitgliedern
notwendig seien. 3

MOTION
DATUM: 05.10.2001
HANS HIRTER

Nationalrat Walker (cvp, SG), verlangte mit einem überwiesenen Postulat eine
Verbesserung der Revisionstätigkeit mit Hilfe von Garantien für Unabhängigkeit und
Vorschriften über die Qualitätssicherung. Ähnliches forderte im Rahmen seiner Debatte
über den Zusammenbruch der Swissair auch der Ständerat. Er hiess eine Motion
(02.3470) seiner GPK gut, welche die Bestimmungen des OR über die Rechnungslegung
und Unternehmenskontrolle verschärfen will. Die im Vorjahr vom Nationalrat
überwiesene Motion Walker für einen Bericht des Bundesrates über Vorschriften zur
strengeren Trennung zwischen strategischer und operationeller Führung bei
Aktiengesellschaften wurde vom Ständerat aus formellen Gründen in ein Postulat
umgewandelt. 4

MOTION
DATUM: 05.06.2002
HANS HIRTER
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Geld, Währung und Kredit

Banken

Ende November beauftragte der Bundesrat eine Kommission mit der Ausarbeitung
eines Vorentwurfs für eine verbesserte Finanzmarktaufsicht. Grundlage der Vorschläge
soll die im Vorjahr veröffentlichte Analyse einer Expertenkommission (Leitung Jean-
Baptiste Zufferey) sein. Als mögliche Neuerung wurde die Erweiterung der staatlichen
Aufsicht auf die unabhängigen Vermögensverwalter und deren Zusammenfassung mit
der Banken- und der Versicherungsaufsicht in einem einzigen Organ genannt.
Eine Motion Walker (cvp, SG), welche diese Forderung enthielt, wurde als Postulat
überwiesen (Mo. 01.3484). 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.11.2001
HANS HIRTER

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Als Postulat überwiesen wurde ein Aufruf der SVP-Fraktion zum Verzicht auf weitere
Einschränkungen des Steuerwettbewerbs zwischen den Kantonen. Der Wettbewerb
garantiere tiefe Steuern. Die Steuerharmonisierung dagegen könnte Steuererhöhungen
zur Folge haben. Walker (cvp, SG) unterstützte formelle Vereinheitlichungen zwischen
den Kantonen. Fässler (sp, SG) gab zu bedenken, dass die bestehenden
Steuerunterschiede von der Bevölkerung nicht verstanden würden. Nachdem die SVP-
Fraktion Bundesrat Villiger ihre Zusammenarbeit bei der formellen
Steuerharmonisierung zusichert hatte, hiess der Rat die Motion in der Form eines
Postulats mit 98 zu 70 Stimmen gut. 6

POSTULAT
DATUM: 13.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Nach der kleinen Kammer im Vorjahr behandelte der Nationalrat das Bundesgesetz
über die Besteuerung von Mitarbeiterbeteiligungen. Da Mitarbeiteraktien und
-optionen als Salärbestandteil stark zugenommen haben, sollen sie künftig nach
einheitlichem Recht besteuert werden. Mit 109:62 Stimmen lehnte der Rat einen
Rückweisungsantrag von SP und Grünen ab, welcher Schätzungen zur Zahl der
betroffenen Personen und zu den Steuereinbussen verlangt hatte. In der Detailberatung
scheiterte die Linke wie bereits im Ständerat mit ihren Anträgen gegen vorgesehene
Steuerrabatte: Bei Mitarbeiteraktien mit einer Veräusserungssperre wollte sie den
Diskont von 6% pro Sperrjahr nicht, resp. mit einem Eventualantrag nur für Beträge bis
zu 50'000 Fr. gewähren; bei nicht börsenkotierten oder gesperrten
Mitarbeiteroptionen, deren Besteuerung neu einheitlich statt bei der Zuteilung erst
beim Ausübungszeitpunkt erfolgen soll, stemmte sie sich dagegen, dass der beim
Ausüben der Option erzielte geldwertige Vorteil pro Sperrjahr um 10% (bis maximal
50%) vermindert wird. Durchzusetzen vermochte sich hier ein Einzelantrag Walker (cvp,
SG), der den Diskont pro Sperrjahr von 10% auf 6% reduzierte und damit den
Mitarbeiteraktien anglich. Beim Quellensteuersatz folgte der Rat mit 86:84 Stimmen
dem Bundesrat und hielt am Maximalsteuersatz von 11,5% fest; der Ständerat hatte
diesen auf 10% gesenkt. Am Ende der Beratungen kündigte die SP an, das Referendum
gegen die Vorlage zu ergreifen, sollte das Parlament die Vorlage in der vorliegenden
Form verabschieden. Das Geschäft passierte die Gesamtabstimmung mit 106:66
Stimmen bei 7 Enthaltungen. Die Differenzbereinigung steht noch aus. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.03.2006
MAGDALENA BERNATH

Finanz- und Ausgabenordnung

Im Hinblick auf seine finanzpolitische Standortbestimmung im Herbst 2003 will der
Bundesrat sämtliche Vorschläge unabhängig von ihrer Herkunft prüfen, auch den von
Nationalrat Walker (cvp, SG) erwähnten Massnahmenkatalog von economiesuisse (Frage
02.5158). In seiner Antwort auf eine Interpellation desselben Parlamentariers betonte
der Bundesrat, dass die Schuldenbremse keine strukturellen Defizite mehr zulasse und
dass die Überprüfung der Bundesaufgaben schwergewichtig durch die betreffenden
Verwaltungseinheiten erfolge. 8

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 04.10.2002
MAGDALENA BERNATH

01.01.65 - 24.04.24 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Gegen den Antrag des Bundesrates überwies der Nationalrat im Frühling eine Motion
Walker (cvp, SG), welche die Regierung beauftragt, den Voranschlag 2004 und den
Finanzplan 2005-2007 so zu gestalten, dass das Wachstum der Gesamtausgaben
gegenüber dem Voranschlag 2003 auf die durchschnittlich erwartete Teuerung
beschränkt bleibt; der Ständerat hatte im Vorjahr bereits einer gleich lautenden Motion
Merz (fdp, AR) (Mo. 02.3573) zugestimmt. Finanzminister Villiger erklärte in seiner
Antwort auf eine diesbezügliche dringliche einfache Anfrage von Anita Fetz (sp, BS)
(Anfrage 03.1014), es wäre eine jährliche Kürzung der geplanten Ausgaben um 7 Mia Fr.
nötig, um die Vorgaben des Vorstosses zu erfüllen. Die damit verbundenen Eingriffe in
die staatliche Aufgabenerfüllung wären weder sachlich vertretbar noch politisch
umsetzbar. Um den Bundeshaushalt langfristig zu sanieren, plane der Bundesrat vorerst
ein Entlastungsprogramm von 2 Mia. Fr. Da die WAK-NR nicht bereit war, die
Inkraftsetzung der Ehepaar- und Familienbesteuerung zeitlich zu verschieben, seien
zusätzliche Einsparungen von 1,5 Mia. bei den Ausgaben nötig. Der Bundesrat halte sich
jedoch die Möglichkeit offen, allenfalls auch einnahmenseitige Massnahmen
vorzuschlagen, so die Einführung einer Bundeserbschafts- und -schenkungssteuer, die
Erhöhung der Mehrwertsteuer und die Schliessung von Steuerlücken in verschiedenen
Bereichen. Die Diskussion der gleich lautenden Motion der FDP-Fraktion (Mo. 02.3442)
wurde verschoben. 9

MOTION
DATUM: 21.03.2003
MAGDALENA BERNATH

Finanzausgleich

CVP-Nationalrat Walker (SG) beantragte in einer Motion, zur besseren Akzeptanz der
NFA eine Überbrückungshilfe zu schaffen, die aus der vorgesehenen Erhöhung der
Gewinnausschüttung der Schweizerischen Nationalbank zu finanzieren sei. Der
Bundesrat entgegnete, das bestehende Konzept des NFA sehe bereits eine degressiv
ausgestaltete Überbrückungshilfe vor. Die potentiellen Gewinne der Nationalbank
sollten allerdings nicht zum jetzigen Zeitpunkt bereits zweckgebunden werden. Der Rat
überwies den Vorstoss als Postulat.  10

MOTION
DATUM: 15.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Der Ständerat stimmte im Einverständnis mit dem Bundesrat einer Motion Lauri (svp,
BE) zu, welche die Landesregierung verpflichtet, finanzpolitisch prioritäre
Strukturreformen so zu gestalten, dass die Mehrausgaben unter Berücksichtigung der
Konjunktur möglichst auf die Teuerung beschränkt werden können. Im Sozialbereich
besteht die Hauptstossrichtung darin, die aus demographischen Gründen (Alterung der
Bevölkerung) ausgelösten Mehrkosten vorwiegend ausgabenseitig zu kompensieren.

Im Nationalrat ist eine analoge Motion (05.3348) Walker (cvp, SG) hängig. Eine ähnlich
lautende, aber detailliertere Motion (05.3357) Schweiger (fdp, ZG), die insbesondere
AHV und IV thematisierte, wurde hingegen, obwohl der Bundesrat bereit war, sie
entgegen zu nehmen, auf Antrag von Leuenberger (sp, SO) mit 18:12 Stimmen vom
Ständerat abgelehnt. 11

MOTION
DATUM: 08.12.2005
MARIANNE BENTELI
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Soziale Gruppen

Migrationspolitik

2000 – nach der Volksabstimmung über die 18-Prozent-Initiative – hatte Nationalrätin
Fetz (sp, BS) eine Motion eingereicht, die vom Bundesrat ein verstärktes Engagement
bei der Integration der ausländischen Bevölkerung verlangte. Die Motion war von
Schlüer (svp, ZH) bekämpft und damit der Diskussion entzogen worden. Fetz
anerkannte, dass mit dem Integrationskredit, der zwischenzeitlich gesprochen wurde,
ein Teil ihres Anliegens erfüllt sei, weshalb sie mit der Überweisung ihrer Motion als
Postulat einverstanden war. Sie ersuchte den Bundesrat aber, weitere
Integrationsmöglichkeiten in den Bereichen Spracherwerb, Ausbildung und Arbeit zu
prüfen. Auch das Postulat wurde von Schlüer bekämpft. Er kritisierte, der Vorstoss
erwähne einseitig den Integrationsauftrag der Schweizer Behörden, schweige sich aber
über die Verpflichtung der Ausländerinnen und Ausländer aus, sich aktiv (und auch
finanziell) an den Integrationsbemühungen zu beteiligen. Das Postulat wurde mit 74 zu
49 Stimmen angenommen. Ebenfalls überwiesen wurde ein Postulat Walker (cvp, SG),
das den Bundesrat ersucht zu prüfen, wie die Arbeitgeber verstärkt in
integrationsfördernde Massnahmen für Mitarbeitende ausländischer Herkunft
eingebunden werden könnten. 12

MOTION
DATUM: 20.03.2001
MARIANNE BENTELI

1) BO CN, 2004, Annexes V, p. 175 ss.; LT, 13.11.04.; BO CN, 2004, p. 2172.
2) BBl, 2007, S. 5787 ff.
3) AB NR, 2001, S. 1435 f. und 1990.; 24h, 10.5.01.
4) AB NR, 2002, S. 1128; AB SR, 2002, S. 1299.; AB SR, 2002, S. 309 ff. und 323 ff.; AB SR, 2002, S. 330 f.
5) AZ, 19.2.01; NZZ, 1.12.01. 
6) AB NR, 2000, S. 1531 ff.
7) AB NR, 2006, S. 29 ff.; Presse vom 8.3.06
8) AB NR, 2002, S. 1310 f. und IV, Beilagen, S. 626. Zum Bericht von economiesuisse siehe LT, 26.4.02; Presse vom 26.6.02
und AZ, 27.6.02.; AB NR, 2002, S. 1703 und IV, Beilagen, S. 377 ff.
9) AB NR, 2003, S. 194 ff.; Presse vom 12.3.03; AB NR, 2003, S. 502 und Beilagen II, S. 66 ff.
10) AB NR, 2000, S. 1599
11) AB NR, 2005, S. 1508; AB SR, 2005, S. 1074 ff.; AB SR, 2005, S. 704 ff.
12) AB NR, 2002, S. 381 ff. und 461.
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